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Umsetzung unklar
Diskussion über einrichtungsbezogene Impfpflicht 

Die einrichtungsbezogene Corona-Impf-
pflicht sorgt weiterhin für intensive 
Diskussionen bei allen Akteuren im 
Gesundheitswesen. Der bayerische Mi-
nisterpräsident Markus Söder hatte An-
fang Februar angekündigt, den Vollzug 
in Bayern auszusetzen. Auch nach dem 
16.  März werde es keine Berufsaus-
übungsverbote für ungeimpfte Mitarbei-
ter geben. Aus Sicht von KZVB und BLZK 
die richtige Entscheidung!

 
„Die Personalsituation in den bayerischen 
Zahnarztpraxen ist bereits heute ange-
spannt. Jede zahnmedizinische Fachan-
gestellte, die wegen der Impfpflicht den 
Beruf aufgibt, ist eine zu viel. Zudem 
haben wir bewiesen, dass unsere Schutz- 
und Hygienemaßnahmen auch unter Pan-
demiebedingungen greifen. In Bayern ist 
kein Fall einer Infektionsweitergabe von 
einem Zahnarzt auf den Patienten doku-
mentiert“, so Christian Berger, Präsident 

der BLZK und Vorsitzender des Vorstands 
der KZVB.

Sorgen um Patientenversorgung

Die beiden Körperschaften teilen auch 
die Auffassung des Ministerpräsidenten, 
dass eine einrichtungsbezogene Impf-
pflicht nicht ohne eine allgemeine Impf-
pflicht eingeführt werden darf. Sonst laufe 
man Gefahr, dass Beschäftigte aus dem 
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Gesundheitswesen in andere Branchen 
abwandern. Dadurch würde sich die Pa-
tientenversorgung verschlechtern. 

Im Vorfeld der Entscheidung hatte der 
bayerische Gesundheitsminister Klaus 

Holetschek eine Schaltkonferenz ein-
berufen, an der auch KZVB und BLZK 
teilnahmen. Dort wurde deutlich, dass 
alle Verbände eine Abwanderung von 
Fachkräften in andere Bereiche fürchten, 
wenn die einrichtungsbezogene Impf-

pflicht ohne eine allgemeine Impfpflicht 
eingeführt wird. 

Auch der FVDZ Bayern fordert von der 
Bundesregierung einen „umsetzbaren 
Vorschlag“ zur allgemeinen Impfpflicht. 

Bundesgesundheitsminister Karl Lauter-
bach (SPD) will dagegen an der Impfpflicht 
festhalten und forderte die bayerische 
Staatsregierung auf, diese auch zu voll-
ziehen. Söder reagierte darauf mit einem 
Beschluss der Staatsregierung. Zwischen 
Bund und Ländern sei ein pragmatischer 
Dialog notwendig, um die Probleme bei 
Umsetzung und Ausgestaltung der Impf-
pflicht zu lösen, heißt es darin.

Wir halten Sie über die weitere Entwick-
lung auf kzvb.de und blzk.de auf dem 
Laufenden.

Leo Hofmeier


